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Feministische und queere Kämpfe haben viel erreicht. Noch bis 
1977 brauchten Frauen die Erlaubnis ihres Ehepartners, wenn sie 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen wollten, und Vergewaltigungen 
in der Ehe waren bis 1997 straffrei. Homosexuelle Beziehungen 
wiederum waren bis 1994 ein Straftatbestand, geschlechtsanglei-
chende Operationen nach der Geburt noch bis 2021 Routine. Dass 
all das heute nicht mehr so ist, sind Meilensteine in der Geschichte 
von Emanzipationskämpfen. Für alle, die auf die eine oder andere 
Art unter patriarchalen Geschlechterverhältnissen leiden, machen 
sie einen riesigen Unterschied.

Dennoch spielt Sexismus weiterhin eine Rolle in unserem Alltag. 
Sexismus, also die Benachteiligung und Abwertung aufgrund von 
Geschlecht, sexueller oder geschlechtlicher Identität, hat viele Ge-
sichter: Er kann als blöder Witz daherkommen oder als beschä-
mende Beleidigung. Struktureller Sexismus schlägt sich darin 
nieder, dass Frauen weniger verdienen und seltener Führungspo-
sitionen besetzen. Sexismus heißt aber auch, dass queere Jugend-
liche oft schmerzhafte Erfahrungen machen müssen, um ihre se-
xuellen Bedürfnisse frei entdecken und leben zu können, und dass 
trans* Personen von rechten Kräften zur Bedrohung für Familie, 
Kinder und «unser aller Sicherheit» stilisiert werden.

Oft sind es Menschen, die sich verletzend verhalten. Aber immer 
sind es gesellschaftliche Verhältnisse, ökonomische Strukturen 
und kulturelle Normen, die solche Verhaltensweisen anleiten. Sich 
gegen Sexismus einzusetzen heißt also gerade nicht, Leuten den 
Mund zu verbieten, wie oft behauptet wird. Im Gegenteil: Es be-
deutet, sich dafür einzusetzen, dass sich die Verhältnisse ändern – 
gerade dort, wo starre Geschlechterrollen und -hierarchien auch 
den heutigen Kapitalismus stützen. 

Diese Broschüre will die verschiedenen Facetten sexistischen Ver-
haltens und sexistischer Verhältnisse unter die Lupe nehmen. Sie 
greift Redensarten auf, wie sie uns häufig im Alltag, im Fernsehen 
oder auch in den Sozialen Medien begegnen. Anschließend wer-
den diese Mythen über die Rolle von Geschlecht in unserer Gesell-
schaft auf ihren Wahrheitsgehalt abgeklopft und mit Hintergrund-
wissen angereichert – als Argumentationshilfe für Gespräche mit 
Freund*innen und in der Familie oder für die politische Arbeit. 
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«GENDERN IST WOKE SPRACHPOLIZEI»

«Identitätspolitik, Cancel-Culture, Gendersprache  
und Wokeness spalten unsere Gesellschaft […]. 
Wir wehren uns gegen den ideologischen Umbau  
unserer Gesellschaft.»
Wahlprogramm CSU, 2025, S. 21

Wie wird argumentiert? 
Früher hätten sich soziale Bewegungen noch für den «kleinen 
Mann» und dessen Anliegen eingesetzt. Heute gehe es nur 
noch um Sprach- und Identitätspolitik. 

Schuld daran sei eine akademische Elite, die Probleme sehe, 
wo keine seien. In unserer Sprache zum Beispiel. Diese Elite 
würde allen Menschen ihre «woke» Ideologie aufzwingen und 
ihnen vorschreiben, wie sie zu sprechen und sich zu verhal-
ten hätten. Gegen diese Vorschriften und Verbote müsse sich 
die «normale» Mehrheit endlich zur Wehr setzen. Deshalb sei 
es besonders wichtig, dass staatliche Einrichtungen wie zum 
Beispiel Schulen weiterhin Einrichtungen von «normalen» Men-
schen für «normale» Menschen bleiben würden. 

Was ist dran? 
Die Sensibilität bezüglich Sprache hat in den letzten Jahren zu-
genommen, das stimmt. Doch die Behauptung, dass die Anlie-
gen des viel zitierten «kleinen Mannes» dabei zu kurz kommen 
würden, ist ein Beispiel dafür, warum diese Sensibilität ange-
bracht und wichtig ist. Denn soziale und wirtschaftliche Unge-
rechtigkeiten waren noch nie nur die Probleme des «kleinen 
Mannes», sondern waren immer auch die von Frauen. 

Der internationale Frauenkampftag wurde in Deutschland erst-
mals 1911 gefeiert. Mitinitiatorin war Clara Zetkin (1857–1933), 
eine der Begründerinnen der Arbeiterinnenbewegung. Ist nur 
von der Arbeiter- und nicht von der Arbeiter*innenbewegung 
die Rede, wird diese Geschichte unsichtbar gemacht und die 
Anliegen von Frauen gehen unter. 
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Sprechen wir nur vom «kleinen Mann» und seinen Anliegen, 
stellen wir damit Männer ins Zentrum und erklären sie zur Norm 
(= Androzentrismus). Geschlechtergerechte Sprache kann da-
zu beitragen, die Beschränktheit dieser Perspektive sichtbar zu 
machen, und dadurch Veränderungen anregen. Gleiches gilt 
für diskriminierungssensible Sprache. Hierbei geht es darum, 
die Lebenswirklichkeiten von sogenannten marginalisierten 
Gruppen zu berücksichtigen. Also von Menschen, die aufgrund 
ihrer Hautfarbe, ihrer Migrationsgeschichte, ihrer Religions-
zugehörigkeit, ihrer Armut, ihrer sexuellen Orientierung, ihrer 
Geschlechtsidentität oder aufgrund anderer körperlicher oder 
psychischer Merkmale nicht der «Norm» entsprechen und an 
den Rand der Gesellschaft gedrängt werden. An dieser Aufzäh-
lung wird deutlich: Viele Menschen gehören auf die eine oder 
andere Weise nicht zur «Norm». Die Idee einer Norm ist selbst 
schon problematisch, weil sie dominante Positionen in der Ge-
sellschaft als «normal» darstellt. 

Nun könnte man argumentieren, dass nicht Begriffe die Ba-
sis und Ursache von Ungerechtigkeit sind, sondern ökonomi-
sche Zusammenhänge. Das stimmt weitgehend, aber hieraus 
zu schlussfolgern, dass sich alle anderen Probleme sozusagen 
automatisch lösen würden, wenn wir die materiellen Probleme 
gelöst haben, greift zu kurz. Diese Argumentation übersieht die 
Wechselbeziehung zwischen sozialer und ökonomischer Unge-
rechtigkeit. 

Ein Beispiel: Zusteller*innen bei Kurier-, Express- und Paket-
diensten sind überwiegend Migrant*innen. Ihre Bezahlung und 
ihre Arbeitsbedingungen sind sehr schlecht.1 Diese Ausbeu-
tung wird auch dadurch möglich, dass Migrant*innen in unse-
rer Gesellschaft als Menschen zweiter Klasse abgewertet und 
ausgegrenzt werden, sei es durch strukturellen Rassismus oder 
durch rassistische Beleidigungen. Insbesondere konservativen 
und rechten Parteien dienen Migrant*innen aktuell als Sünden-
böcke für nahezu alle Probleme in unserer Gesellschaft,2 und 
das schlägt sich auch in unserer Sprache nieder.

Oder nehmen wir zum Beispiel die Wendung «Bist du behin-
dert?!». Sie wird meistens benutzt, um einer anderen Person zu 
sagen, er oder sie solle sich nicht «dumm» anstellen. Das kann 
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ohne jede böse Absicht so dahingesagt sein. Und es bedeutet 
nicht, dass die Person – darauf angesprochen – auch zustim-
men würde, dass Menschen, die mit einer Behinderung leben, 
tatsächlich weniger wert oder schlechter sind. Nichtsdestotrotz 
tradiert eine solche Art zu reden negative Vorurteile – in diesem 
Fall: Menschen, die mit einer Behinderung leben, haben kei-
ne Kompetenzen. Durch die Verwendung dieser Formulierung 
werden die Vorurteile aktualisiert und bleiben Teil unseres All-
tags.

Für eine diskriminierungssensible Sprache einzutreten be-
deutet also, sich für Respekt und Wertschätzung einzusetzen. 
Befürworter*innen dieses Ansatzes geht es im Kern darum, 
dass niemand verletzt und ausgegrenzt wird, es geht um Eman-
zipation. Sprache ist dafür ein Werkzeug, aber keinesfalls das 
einzige. Denn klar ist: Gesellschaftliche Verhältnisse werden 
nicht automatisch gerechter, nur weil sich Schreib- und Sprech-
weisen ändern. Firmen, die ihre Mitarbeitenden bei gleichblei-
bend schlechten Arbeitsbedingungen als «Reinigungskräfte» 
bezeichnen statt als «Putzfrau», handeln nicht emanzipatorisch, 
sondern reden Benachteiligungen schön, anstatt die Arbeitsbe-
dingungen zu verbessern und höhere Löhne zu zahlen. Das En-
gagement für diskriminierungssensible Sprache und das Enga-
gement für bessere Arbeitsbedingungen müssen Hand in Hand 
gehen (  Mythos 10). 

Es stimmt, dass diskriminierungssensible Sprache vor allem in 
einem akademischen Umfeld verwendet wird. Und es stimmt 
auch, dass dieses Umfeld elitär ist. Denn der Zugang zu akade-
mischer Bildung ist sehr stark vom Elternhaus abhängig. Doch 
prominente Gegner*innen der «Wokeness» wie der Moderator 
Markus Lanz haben selbst einen sehr privilegierten Stand in un-
serer Gesellschaft. Entsprechend kann kritisch gefragt werden, 
weshalb sie diese Position nicht verantwortungsbewusster nut-
zen. 

Der Begriff woke (Vergangenheitsform des Verbs aufwachen, 
engl. to wake up) hat seinen Ursprung im Nordamerika der 
1930er-Jahre. Er wurde von Schwarzen US-Amerikaner*innen 
verwendet, um auszudrücken, dass rassistische Diskriminie-
rungen überhaupt wahrgenommen werden. In den 2010er-
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Jahren wurde er im Umfeld der BlackLivesMatter-Bewegung 
wiederentdeckt, als positives Selbstverständnis. In den letzten 
Jahren jedoch ist «Wokeness» zu einem Kampfbegriff der glo-
balen Rechten geworden und funktioniert als eine Art Scharnier 
in die gesellschaftliche Mitte.

Das ist auch möglich, weil ein grundlegendes Missverständ-
nis vielfach wiederholt wird, nämlich, dass Institutionen «neu
tral» bleiben müssten, um niemanden zu bevorteilen. Was aber 
heißt «neutral»? Das deutsche Grundgesetz (GG) etwa ver-
pflichtet den Staat explizit dazu, «die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung» zu fördern und auf die «Besei-
tigung bestehender Nachteile» zwischen den Geschlechtern 
hinzuwirken.3 Es verpflichtet den Staat auch dazu, die Würde 
eines jeden Menschen zu achten und zu schützen (Art. 1 GG). 
Das Grundgesetz verbietet außerdem die Diskriminierung von 
marginalisierten Gruppen (Art. 3 GG). Genau darauf zielt auch 
diskriminierungssensible Sprache, trotzdem haben mehre-
re Bundesländer die Verwendung von geschlechtergerechter 
Sprache verboten. Darunter: Bayern, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Hessen. In Bayern ist gleichzeitig gesetzlich vorge-
schrieben, dass in jedem Klassenzimmer einer Grundschule 
sowie im Eingangsbereich eines jeden Dienstgebäudes ein 
Kreuz «als Ausdruck der geschichtlichen und kulturellen Prä-
gung Bayerns» anzubringen ist.4 Daran zeigt sich, dass es kei-
nesfalls um die Bewahrung einer vermeintlichen «Neutralität» 
geht, sondern um die unwidersprochene Durchsetzung einer 
dominanten Position, in diesem Fall einer religiösen Ideologie. 
Laut der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) waren 2024 nur 
rund 40 Prozent der Menschen in Bayern Mitglieder der katho-
lischen Kirche.5 

Die AfD geht noch einen Schritt weiter und ruft über eigene 
Plattformen dazu auf, Lehrkräfte, die im Unterricht über Diskri-
minierung aufklären, als nicht «neutral» zu melden, sprich: zu 
denunzieren.6 Diese Einschüchterungsversuche haben System. 
Weltweit werden rechte Parteien stärker und aggressiver. Ein 
Beispiel: In den USA haben mehrere Bundesstaaten eine Viel-
zahl an Büchern aus Bibliotheken und Schulen mit der Begrün-
dung verbannt, gegen den Einfluss der «Woke-Ideologie» vor-
gehen zu wollen. Die verbotenen Bücher thematisieren unter 
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anderem Sexualität, Rassismus, Feminismus, lesbische Liebe 
oder Geschlechtervielfalt.7 Daran zeigt sich: Von «Wokeness» 
ist oftmals dann die Rede, wenn Menschen, die sich gegen Dis-
kriminierung stark machen, zum Schweigen gebracht werden 
sollen. 

Fazit 
Es ist nicht schlimm, wenn Menschen sich nicht immer dis-
kriminierungssensibel ausdrücken. Das ist nicht möglich. Der 
Weg ist das Ziel. Doch wenn Menschen sich öffentlich über 
die Versuche, Sprache gerechter zu machen, lustig machen, 
sie abwerten oder sich strikt weigern dazuzulernen, dann ist 
das ein Problem. Denn hier stellt sich die Frage, woher diese 
Weigerung kommt. Manchmal hat sie damit zu tun, dass nicht 
klar ist, wozu die unterschiedlichen Versuche, Sprache gerech-
ter zu machen, dienen sollen. Für manche Menschen und ih-
re Lebensrealitäten fehlen uns oftmals buchstäblich die Wor-
te, denn Sprache entscheidet auch darüber, was bzw. wen wir 
überhaupt wahrnehmen. Sprache ist in diesem Sinn ein Werk-
zeug, mit dem wir Menschen und ihre Anliegen sichtbar ma-
chen können. Um diese Ideen niedrigschwellig möglichst vie-
len Menschen zugänglich zu machen, braucht es politische 
Bildungsarbeit. 

Doch manchmal verbirgt sich hinter der Ablehnung und der Ab-
wertung diskriminierungssensibler Sprache auch schlichtweg 
ein Nicht-verstehen-Wollen. Immer öfter steckt hinter der Wei-
gerung, diskriminierungssensible Sprache zu verwenden, auch 
eine politische Strategie: Der Kampfbegriff «Wokeness» wird 
eingesetzt, um die Möglichkeiten für die Thematisierung von 
Diskriminierungen einzuschränken oder ganz zu verbieten. 



8

2

«WIR MÜSSEN UNSERE FRAUEN  
VOR FREMDEN TÄTERN SCHÜTZEN» 

«Im Jahresdurchschnitt gibt es zwei #Gruppenvergewalti
gungen am Tag. Oft begangen von Migranten, denen 
jeder Respekt fehlt vor Frauen und vor unserer Kultur. 
Das müssen wir beenden! Der unkontrollierte Zuzug muss 
gestoppt werden.» 
Friedrich Merz (CDU) auf der Online-Plattform X,  
4. September 2024

Wie wird argumentiert? 
Die immer wieder vorgebrachte Behauptung besagt, dass Ge-
walt gegen Frauen vor allem durch Migranten ausgeübt wer-
de. Das würden Statistiken belegen. Es gebe also einen Zu-
sammenhang zwischen der Herkunft der Täter und ihren Taten: 
Diese Männer würden Gewalt gegen «unsere» Frauen ausüben, 
weil sie aus einer fremden Kultur stammten, die sich grundle-
gend von der deutschen Kultur unterscheide. Die Migrationspo-
litik müsse deshalb verschärft werden – nur so könnten Frauen 
und Mädchen vor fremden Tätern geschützt werden.

Was ist dran? 
Grundsätzlich ist es sehr begrüßenswert, wenn sich Politiker*in
nen dem Thema Gewalt gegen Frauen annehmen und zu po-
litischem Handeln auffordern. Doch muss gerade bei diesem 
Thema sehr kritisch hinterfragt werden, worum es eigent-
lich geht. Geht es darum, die Situation aller Frauen und Mäd-
chen – egal welcher Herkunft – grundlegend zu verbessern, et-
wa durch eine sichere Finanzierung von Beratungsstellen, den 
Ausbau der Präventions- und Aufklärungsarbeit oder durch 
verpflichtende thematische Fortbildungen für Berufsgruppen 
wie zum Beispiel Lehrkräfte? Wird also versucht, die Vorschlä-
ge von Expert*innen zum Thema Gewalt gegen Frauen – et-
wa die von  Wissenschaftler*innen, Sozialarbeiter*innen oder 
Jurist*innen – politisch umzusetzen? Wird Betroffenen zuge-
hört und werden ihre Anliegen politisch ernst genommen? Oder 
geht es darum, das emotional stark aufgeladene Thema Gewalt 
gegen Frauen zu nutzen, um Zustimmung zu eigenen politi-
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schen Vorhaben und Ablehnung gegen bestimmte Personen-
gruppen zu erzeugen? 

Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) und der stellvertretende 
Vorsitzende der Bundespolizeigewerkschaft Manuel Oster-
mann (CDU) sind für diese Unterscheidung sehr anschauliche 
Beispiele. Beide haben in den letzten Jahren wiederholt vehe-
ment gefordert, dass die Migrationspolitik drastisch verschärft 
werden müsse, um Frauen und Mädchen vor Gewalt zu schüt-
zen. Beide haben, um diese Forderungen zu rechtfertigen, be-
hauptet, dass auch Statistiken belegen würden, dass Gewalt 
gegen Frauen überwiegend von Fremden ausgeübt werde. Zu 
gewissen Teilen ist diese Behauptung richtig, aber in vielerlei 
Hinsicht ist sie faktisch falsch, was sie zu einer sehr gefährli-
chen Halbwahrheit macht. 

Laut Polizeilicher Kriminalstatistik lag der Anteil «nichtdeutscher 
Tatverdächtiger» bei Fällen von Gruppenvergewaltigungen 
2023 bei 47 Prozent. Der Anteil der Menschen mit Migrations-
geschichte an der Gesamtbevölkerung liegt bei 30,4 Prozent.8 
Werden diese Zahlen allerdings ohne Kontext nebeneinander-
gestellt, entsteht der Eindruck, Migrant*innen seien bei der 
Ausübung von Gewalt gegen Frauen überrepräsentiert. Dieser 
Schluss ist aber falsch, und zwar aus mehreren Gründen: 

«Nichtdeutsche Tatverdächtige» ist nicht gleichbedeutend mit 	
Migrant*innen. Die Polizeiliche Kriminalstatistik erfasst die Staats-
angehörigkeit, es zählt also der Pass. Menschen, die selbst oder 
deren Eltern nach Deutschland eingewandert sind und die die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, tauchen in dieser Statis-
tik also als «Deutsche» auf, schließlich sind sie es auch. Genauso 
wenig sind «nichtdeutsche Tatverdächtige» gleichzusetzen mit 
asylsuchenden Menschen. Auch Tourist*innen oder Geschäfts-
reisende fallen in diese Gruppe. Außerdem erfasst diese Statistik 
nicht die Verurteilten, sondern die «Tatverdächtigen». Und nur 
das sogenannte Hellfeld, nicht die «Dunkelziffer», das heißt, aus 
ihr gehen nur die Straftaten hervor, die der Polizei bekannt ge-
worden sind. Doch insbesondere sexualisierte und häusliche 
Gewalt wird sehr häufig nicht zur Anzeige gebracht. Einer der 
wesentlichen Gründe, weshalb Menschen über ihre Gewalter-
fahrungen schweigen, ist Scham.9 



10

Die Behauptung, dass die Polizeiliche Kriminalstatistik belegen 
würde, dass es einen kausalen Zusammenhang zwischen Mi
gration und Gewalt gegen Frauen gäbe, ist also faktisch falsch. 
Dass Politiker wie Friedrich Merz oder Manuel Ostermann in ih-
rem politischen oder beruflichen Umfeld niemanden haben, der 
oder die dazu in der Lage wäre, sie auf ihre Fehlinterpretation 
der Polizeilichen Kriminalstatistik hinzuweisen, ist sehr unwahr-
scheinlich. Vielmehr ist davon auszugehen, dass sie das Thema 
Gewalt gegen Frauen nutzen, um Zustimmung für ihre politi-
schen Forderungen nach Migrationsverschärfungen zu gewin-
nen. 

Ein prominentes Beispiel: Im Oktober 2025 behauptete Fried-
rich Merz, dass es «im Stadtbild» immer noch ein «Problem» 
gebe, weshalb es nötig sei, in «sehr großem Umfang auch 
Rückführungen zu ermöglichen und durchzuführen». Merz be-
hauptete also, dass Abschiebungen «das Problem» lösen wür-
den. Auf Nachfrage, was genau er damit meinte, konkretisierte 
der Bundeskanzler: «Fragen Sie doch mal Ihre Töchter, spätes-
tens nach Einbruch der Dunkelheit.»10 Friedrich Merz geht es 
im Kern aber nicht darum, das Problem Gewalt gegen Frauen 
politisch anzugehen. Wäre das der Fall, dann würden seine po-
litischen Forderungen dem entsprechen, was Expert*innen zur 
Thematik sagen:

Aus der bundesweiten Frauenhausstatistik geht klar her-
vor, dass der gefährlichste Ort für Frauen und Kinder weiter-
hin das eigene Zuhause ist.11 70 Prozent aller körperlichen 
und sexuellen Übergriffe finden in den eigenen vier Wänden 
statt.12 13.700 Frauen und 15.300 Kinder haben 2024 Schutz 
in Frauenhäusern gesucht. Aktuell fehlen in Deutschland rund 
14.000 Frauenhausplätze. In ländlichen Regionen ist die Ver-
sorgungslücke besonders groß. Selbst wenn Betroffene einen 
Platz finden, kommt er ihnen häufig teuer zu stehen. Fast je-
de vierte Frau muss den Aufenthalt im Frauenhaus selbst be-
zahlen, weshalb manche in Gewaltbeziehungen verbleiben. 
Auch drohende Wohnungslosigkeit ist ein großes Problem. 
Steigende Mietpreise gestalten die Wohnungssuche enorm 
schwierig, was Betroffene dazu veranlassen kann, «aufzuge-
ben» und in gewalttätige Beziehungen zurückzukehren, da-
mit sie wenigstens ein Dach über dem Kopf haben.13 Auf die-
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se Missstände weisen Vereine, Verbände, Aktivist*innen und 
Wissenschaftler*innen seit Jahrzehnten hin. Im Februar 2024 
wurde das «Gewalthilfegesetz» verabschiedet, ein wichtiger 
Meilenstein, denn es verankert einen Rechtsanspruch auf kos-
tenfreie Beratung und Schutz für Betroffene häuslicher Gewalt. 
Allerdings tritt dieser Rechtsanspruch erst 2032 in Kraft. Der 
Bund unterstützt die Finanzierung des Ausbaus des Hilfesys-
tems mit 2,6 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Das 2022 be-
schlossene «Sondervermögen Bundeswehr» belief sich auf 
100 Milliarden Euro. 

Sexualisierte Gewalt ist ein emotional berührendes Thema, das 
von einer breiten Mehrheit moralisch verurteilt wird. Eben weil 
Eingriffe in die sexuelle Selbstbestimmung mit vorherrschen-
den Normen und Werten erstmal nicht vereinbar sind, liegt für 
manche Menschen der Schluss nahe, dass die Täter nur «Frem-
de» sein können – schließlich würde niemand «von uns» so et-
was Schlimmes tun. Doch das ist ein Trugschluss, der Betrof-
fenen enorm schadet, denn er führt zu Tabuisierungen. Opfern 
wird nicht geglaubt, dass ein «angesehenes Mitglied der Ge-
sellschaft» zu so unmenschlichen Taten fähig ist. Täter werden 
dadurch geschützt. Dieser Mechanismus zeigt sich anschaulich 
am Beispiel der zahlreichen Fälle von sexuellem Missbrauch, 
der jahrzehntelang im Umfeld der katholischen und evangeli-
schen Kirche stattfinden konnte.14 Es war und ist ein großer Ver-
dienst von sozialen Bewegungen wie den Frauenbewegungen, 
eine Hilfestruktur für Betroffene aufgebaut zu haben, kontinu-
ierliche Forschung zu diesem Thema zu verlangen und Aufklä-
rung einzufordern. 

Der Bundesverband der Frauenberatungsstellen und Frauen-
notrufe in Deutschland (bff) hat beispielsweise Empfehlungen 
dazu erarbeitet, wie Femizide (also Morde an Frauen, weil sie 
Frauen sind) verhindert werden können15 – eine Verschärfung 
der Migrationspolitik gehört nicht dazu. Ginge es Politikern wie 
Merz und Ostermann tatsächlich darum, die Situation von Frau-
en zu verbessern, würden sich ihre politischen Forderungen an 
diesen Empfehlungen orientieren. Tun sie dies nicht, schaden 
sie Frauen, denn die tatsächlichen Ursachen werden nicht an-
gegangen. 
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Fazit 
Rechte und konservative Parteien nutzen das Thema Gewalt 
gegen Frauen seit Jahren gezielt und strategisch als Recht-
fertigung für ihre migrationsfeindliche und rassistische Poli-
tik. «Frauen schützen» klingt schließlich besser als «Ausländer 
raus». Diesen rassistischen Kampagnen kann und muss mit 
solidarisch-feministischen Kampagnen entgegengetreten wer-
den: Migration ist nicht das Problem, sondern Männer. Denn es 
sind vor allem Männer, die Gewalt ausüben. Männer, die sich 
als «Beschützer» ihrer Frauen vor «den Fremden» inszenieren, 
sind Teil des Problems. Sie tragen dazu bei, geschlechtsspezi-
fische Gewalt in der Mehrheitsgesellschaft zu tabuisieren, in-
dem sie als Täter nur jene in den Blick nehmen, die ihrer Ansicht 
nach nicht zu «unserer» Gesellschaft gehören. Sie blenden aus, 
dass auch gesellschaftlich sehr angesehene Männer Täter sein 
können. Ebenso wie migrantische Frauen Opfer sein können. 
Die Annahme, dass Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe oder 
Staatsangehörigkeit eher zu Tätern werden, ist rassistisch. Der 
Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe ist 
einer der zahlreichen Verbände, die entschieden vor der migra-
tionspolitischen Instrumentalisierung des Themas geschlechts-
spezifische Gewalt warnen.16 Dieser Forderung sollten wir uns 
alle anschließen.

3

«#METOO HAT EINE HEXENJAGD 
AUSGELÖST»

«Was mache ich, wenn sie […] rausrennt und ruft: 
‹#MeToo, der hat mich angefasst!›?» 
Thomas Gottschalk, Der Spiegel, 11. Oktober 2024

Wie wird argumentiert?
Öffentliche Bewegungen gegen sexualisierte Gewalt und 
Machtmissbrauch wie #MeToo seien wichtig und notwendig 
gewesen. Doch mittlerweile werde völlig übertrieben. Es sei 
eine Art moralische Hysterie ausgebrochen, bei der harmlo-
se Kommentare oder Verhaltensweisen als Übergriffe aufge-
bauscht und Männer an den Pranger gestellt würden. Männer 
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wüssten überhaupt nicht mehr, was sie noch tun oder sagen 
dürften. Sie müssten in der ständigen Angst leben, wegen eines 
missglückten Witzes oder einer läppischen Tätschelei als Täter 
gebrandmarkt zu werden. Nicht jedes unerwünschte Kompli-
ment sei gleich Sexismus oder gar ein Übergriff.

Was ist dran? 
Das Bewusstsein für Sexismus und sexualisierte Gewalt ist in 
den letzten Jahren gestiegen. Insofern lösen Aussagen oder 
Verhaltensweisen, die früher noch in vielen Kreisen salonfähig 
waren, nun breite öffentliche Kritik aus. Der Moderator Thomas 
Gottschalk ist hierfür ein anschauliches Beispiel. Die von ihm 
moderierte Sendung «Wetten, dass …?» gehört zu den erfolg-
reichsten in der deutschen Fernsehgeschichte. Sie wurde zwi-
schen 1981 und 2014 und erneut 2021 bis 2023 ausgestrahlt 
und erreichte ein Millionenpublikum. In der letzten Sendung 
verabschiedete sich Gottschalk mit den Worten, dass er früher 
im Fernsehen wie zu Hause geredet habe. Doch inzwischen re-
de er zu Hause anders als im Fernsehen. Eine Anspielung auf 
die insbesondere online laut gewordene Kritik an seinem Um-
gang mit Frauen in der Sendung. Gottschalk wehrte sich unter 
anderem in einem Interview im Spiegel gegen die Vorwürfe, in-
dem er betonte, er habe Frauen «rein dienstlich» angefasst. 

Die Kritik an den Verhaltensweisen des Moderators zieht sich 
durch seine Fernsehlaufbahn, doch als enorm erfolgreicher, rei-
cher und einflussreicher Mann musste er sich mit dieser Kri-
tik nicht auseinandersetzen. Und auch jetzt ist es keinesfalls so, 
dass die öffentliche Missbilligung dazu geführt hat, dass ihm 
keine Bühne mehr geboten wird. Er sitzt in Talkshows, gibt In-
terviews, schreibt Bücher. Thomas Gottschalk hat eine ganze 
zweite Karriere daraus gemacht, einem breiten Publikum zu er-
zählen, dass er nichts mehr sagen dürfe. 

Bei der öffentlichen Thematisierung von Sexismus und sexu-
alisierter Gewalt geht es nicht um Moral, wie oft suggeriert 
wird, sondern um Machtverhältnisse sowie die Offenlegung 
von Machtmissbrauch. Das als «hysterisch» abzutun ist abwer-
tend. Die Formulierung signalisiert eine geringe Bereitschaft, 
sich mit diesen Themen auseinanderzusetzen, und greift außer-
dem auf negative Geschlechterstereotype zurück. «Hysterie» 
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war jahrhundertelang ein patriarchales Machtinstrument, um 
die (psychischen) Reaktionen von Frauen auf gesellschaftliche 
Unterdrückung zu pathologisieren, das heißt, sie für krank zu 
erklären. Hysterie galt als eine Erkrankung, die nur Frauen be-
fällt und die bei den «naturbedingt» ohnehin stark emotionalen 
Frauen zu irrationalen Gefühlen führt. Männer wiederum galten 
(und gelten) «von Natur aus» als rational, sachlich und gefasst. 

Aufgrund dieses Vorurteils sehen es manche Männer bis heute 
als ihre Aufgabe an, emotional agierende Frauen zurechtzuwei-
sen. Mit dem Spruch «Hast du etwa deine Tage?» zum Beispiel. 
Auch in der Medizin hat dieses Vorurteil einen langen Schatten 
geworfen: So werden zum Beispiel Betroffene von Endometrio-
se, einer Krankheit, bei der es zu sehr schmerzhaften Regelblu-
tungen kommt, häufig nicht ernst genommen und die Krankheit 
selbst ist bis heute schlecht erforscht. Stattdessen wurde und 
wird den Betroffenen unterstellt, dass sie «überempfindlich» 
seien und «übertreiben» würden. 

Die Behauptung, dass alle Männer in der ständigen Angst le-
ben müssten, zu Unrecht als Täter angeprangert zu werden, 
übersieht grundlegend, dass viele Männer völlig zu Recht für 
ihr Fehlverhalten kritisiert oder bei Grenzüberschreitungen in ih-
re Schranken gewiesen werden. Natürlich nicht alle, aber viele 
Männer sind Täter sexualisierter oder häuslicher Gewalt (  My-
thos 8). Nicht alle, aber viele Männer können weiterhin nicht 
mit Frauen auf Augenhöhe sprechen, arbeiten oder Politik ma-
chen. Sexistisches und grenzüberschreitendes Verhalten muss 
kritisiert werden – auch von anderen Männern. Wir alle und ins-
besondere Männer müssen lernen, sich selbstkritisch und kon-
struktiv mit Kritik auseinanderzusetzen, statt sie bequem als 
«Hysterie» abzubügeln. 

Dies bedeutet wiederum nicht, dass es unser aller Aufgabe ist, 
füreinander Polizei zu spielen. Vielmehr geht es darum, sich ge-
meinsam dafür einzusetzen, grenzüberschreitendes Verhal-
ten früh zu erkennen und Betroffene zu unterstützen. Die so-
genannte Awareness-Arbeit setzt genau hier an. Awareness 
(engl. to be aware) bedeutet übersetzt, «sich bewusst zu sein». 
Awareness-Konzepte sind darauf ausgerichtet, mögliche Dis-
kriminierungen und Grenzüberschreitungen in verschiedenen 
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Räumen mitzudenken, beispielsweise bei Veranstaltungen. Es 
geht nicht darum, allen eine Garantie auf diskriminierungsfreie 
Räume zu geben, das ist nicht möglich, sondern gemeinsam 
füreinander proaktiv Verantwortung für ein wertschätzendes 
Miteinander zu übernehmen. Auch der Ansatz der «transfor-
mativen Gerechtigkeit»17 greift diesen Gemeinschaftsgedanken 
auf. Er zielt darauf, Methoden zu entwickeln, um Grenzüber-
schreitungen innerhalb eines sozialen Zusammenhangs mit al-
len Involvierten gemeinsam anzugehen. Ziel ist nicht allein die 
Sicherheit für die Betroffenen, sondern vor allem auch eine Ver-
haltensänderung der Grenzüberschreitenden. 

Fazit 
Viele Männer sind es gewohnt, sich mit gerechtfertigter Kritik 
an ihrem Verhalten nicht auseinandersetzen zu müssen, son-
dern sie bequem als «hysterisch» abzubügeln. Soziale Bewe-
gungen fordern uns alle dazu auf, Verantwortung zu überneh-
men, und das ist unbequem, ja! Aber die Kritik an sexistischem 
Verhalten und Grenzüberschreitungen ist wichtig und richtig, 
damit alle in einer gerechteren Welt leben können. Diese Ge-
rechtigkeit immer wieder aufs Neue einzufordern und sich dafür 
einzusetzen, darum geht es Feminist*innen. Männer müssen al-
so nicht vor Feminismus geschützt werden, sondern – im Ge-
genteil – sie müssen sich aktiv beteiligen und einbringen. Denn 
von einer gerechteren Welt profitieren wir alle.

4

«ABTREIBUNGEN SIND MORD!»

«Frauen können ja jetzt schon straffrei das Leben  
ihres ungeborenen Kindes beenden – ich persönlich  
finde das furchtbar.» 
Beatrix von Storch (AfD), Bundestag, 5. Dezember 2024

Wie wird argumentiert?
Es sei die moralische Pflicht von Politik, Zivilgesellschaft und 
den Kirchen, das ungeborene Leben zu schützen. Um sicher-
zustellen, dass sich möglichst viele Frauen für eine Schwanger-
schaft entscheiden, müsse auch die gesetzlich vorgeschriebe-
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ne Beratung bei Schwangerschaftsabbrüchen weiterhin Partei 
«für das Leben» ergreife. 

Die Rechte von Frauen würden durch die Strafbarkeit von Ab-
treibungen nicht eingeschränkt, denn in bestimmten Aus-
nahmefällen seien Abbrüche ja straffrei. Es gebe also einen 
«Kompromiss», der wiederum von einer breiten Mehrheit der 
Bevölkerung als gut und richtig empfunden werde. Eine Ände-
rung der prinzipiellen Strafbarkeit von Abtreibungen würde die 
Gesellschaft spalten. 

Was ist dran? 
Die Entscheidung für oder gegen das Austragen einer Schwan-
gerschaft ist weitreichend, sehr persönlich und fällt oft schwer. 
Genau deshalb ist es wichtig, dass diese Entscheidung von der 
ungewollt Schwangeren ohne die Einmischung oder Bevor-
mundung Dritter getroffen werden kann. Denn Schwanger-
schaftsabbrüche sind nicht nur eine Frage der persönlichen 
Moral oder der individuellen religiösen Überzeugung, sondern 
vor allem eine der Selbstbestimmung. 

Verschiedene rechte, konservative und konfessionelle Parteien 
und Verbände, die sich selbst als «Lebensschützer*innen» be-
zeichnen, versuchen seit Jahren, diese Entscheidungsfreiheit 
von Frauen einzuschränken. In den USA ist es ihnen bereits ge-
lungen, die Zugangsmöglichkeiten zu Schwangerschaftsabbrü-
chen massiv einzuschränken. Auch in Deutschland agieren die-
se Gruppen mit zum Teil aggressiven Mitteln. Eines davon ist, 
Frauen vor Beratungsstellen, Kliniken oder Ärzt*innenpraxen 
unter Druck zu setzen, indem sie etwa als «Babymörderin-
nen» beschimpft werden. Diese «Gehsteigbelästigung» ist in 
Deutschland seit 2024 strafbar. 

Im Kern geht es diesen «Lebensschützer*innen» aber nicht da-
rum, (jedes) Leben zu schützen, sondern darum, über Frauen-
körper bzw. Geburtenraten bestimmen zu können. Dies zeigt 
sich deutlich, wenn man die Positionen und Forderungen von 
«Lebensschützer*innen» zu den Themen Abtreibung und Or-
ganspende miteinander vergleicht. Aktuell gibt es keine gesetz-
liche Verpflichtung zu einer Organspende nach dem Tod. Dabei 
würde eine solche Verpflichtung Tode verhindern, also Leben 
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schützen. Im Jahr 2024 standen laut Statistik der Deutschen 
Stiftung Organtransplantation 8.575 Menschen auf der Warte-
liste für ein Spender*innenorgan. Gleichzeitig gab es bundes-
weit nur 953 Organspender*innen. Sowohl die evangelische als 
auch die katholische Kirche sprechen sich dafür aus, dass Or-
ganspenden nach dem Tod freiwillig bleiben müssen und dass 
kein Mensch dazu gesetzlich verpflichtet werden sollte.18 Die 
AfD lehnt verpflichtende Organspenden ebenfalls ab, betont 
die Notwendigkeit einer «Entscheidungsfreiheit» und fordert ei-
nen besseren Informationszugang zum Thema.19 

Während «Lebensschützer*innen» Frauen mit dem Verweis auf 
Religion und Moral aggressiv unter Druck setzen, «Leben zu 
schützen», gestehen sie allen anderen Menschen Selbstbestim-
mung ohne Druck und Bevormundung durch Dritte zu. Frauen 
müssen aber genauso über ihren lebendigen Körper selbstbe-
stimmt entscheiden dürfen wie alle anderen Menschen über ih-
ren toten Körper – alles andere ist sexistisch. 

Die Frauenbewegungen haben sich jahrzehntelang gegen den 
massiven Widerstand konservativer Parteien und der Kirchen 
dafür eingesetzt, dass Frauen über ihr Leben selbst bestimmen 
können, ohne dabei ihre Gesundheit oder ihr Leben aufs Spiel 
zu setzen. Bis in die 1970er-Jahre fanden Abtreibungen illegali-
siert unter schlechten hygienischen und medizinischen Bedin-
gungen statt. Ab 1976 waren Schwangerschaftsabbrüche in 
Westdeutschland in Ausnahmefällen, beispielsweise wenn das 
Leben der Schwangeren in Gefahr war oder wenn sie verge-
waltigt worden war, straffrei (die sogenannte Indikationsrege-
lung). 1993 wurde eine gesamtdeutsche Indikationsregelung 
mit Beratungspflicht gesetzlich verankert, bei der die Beratung 
«dem Schutz des ungeborenen Lebens» dienen muss. Diese 
verpflichtende Beratung ist also nicht ergebnisoffen, sondern 
lenkend. Sie dient dazu, ein bereits vorher gesetzlich festgeleg-
tes Ziel zu erreichen – nämlich, dass die ungewollte Schwanger-
schaft fortgesetzt wird. Diese Form der Beratung ist also keine 
wirkliche Unterstützung für die Betroffenen, sondern ein starker 
Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht von Frauen. Für Frau-
en in der DDR waren Schwangerschaftsabbrüche in den ersten 
drei Monaten ohne Angabe von Gründen und ohne Beratungs-
pflicht bereits seit 1972 straffrei. Insofern bedeutete die Wieder-
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vereinigung für ostdeutsche Frauen eine rechtliche Schlechter-
stellung. 

Schwangerschaftsabbrüche sind in Deutschland in § 218 
des Strafgesetzbuchs (StGB) geregelt. Sie sind also bis heu-
te «rechtswidrig» und gelten im Grundsatz als Straftat, die 
nur unter bestimmten Voraussetzungen straffrei bleiben kann 
(siehe oben). Jurist*innen, Mediziner*innen, Politiker*innen, 
Wissenschaftler*innen und Gesundheitsverbände setzen sich 
dafür ein, diese Kriminalisierung zu beenden, denn sie trägt 
nicht nur dazu bei, Frauen, die eine Schwangerschaft nicht aus-
tragen wollen, gesellschaftlich zu stigmatisieren, sondern hat 
außerdem sehr negative Auswirkungen, etwa auf die medizini-
sche Versorgung: Aufgrund der Kriminalisierung steht es Kran-
kenhäusern in Deutschland frei, Schwangerschaftsabbrüche 
gar nicht oder nur in bestimmten Fällen anzubieten. Laut einer 
breit angelegten 2025 veröffentlichten Studie sind Schwan-
gerschaftsabbrüche kein Pflichtthema im Medizinstudium.20 
Vier von fünf Frauen stoßen auf erhebliche Barrieren, wie zum 
Beispiel lange Anfahrtswege, wenn sie einen Schwanger-
schaftsabbruch vornehmen lassen wollen. In Rheinland-Pfalz, 
Baden-Württemberg und Bayern sind die Versorgungslücken 
besonders groß.21 

Mehrere Länder in Europa haben Schwangerschaftsabbrü-
che legalisiert, darunter Dänemark, Estland, die Niederlande, 
Schweden und Finnland. Frankreich hat das Recht auf Schwan-
gerschaftsabbruch 2024 in der Verfassung verankert, um den 
medizinischen Zugang zu sichern und um die Selbstbestim-
mungsrechte ungewollt Schwangerer langfristig zu schützen. 
Das ist wichtig, denn die Angriffe nehmen zu. In den USA sind 
Übergriffe auf Abtreibungskliniken schon seit Jahren an der 
Tagesordnung. Aber auch hierzulande werden Gynäkologin-
nen, die Abbrüche durchführen, regelmäßig beschimpft und 
bedroht.22 2025 hat eine gezielte Diffamierungskampagne von 
Abtreibungsgegner*innen und Rechten dafür gesorgt, dass die 
Juristin Frauke Brosius-Gersdorf ihre Kandidatur als Bundesver-
fassungsrichterin zurückzog. Die Juristin war 2023 Mitglied der 
von der damaligen Bundesregierung einberufenen Kommission 
zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedi-
zin (Kom-rSF). Diese wiederum hatte empfohlen, Schwanger-
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schaftsabbrüche in den ersten drei Monaten zu legalisieren. Im 
Juli 2025 blockierte die CDU/CSU die Wahl der von der SPD 
vorgeschlagenen Brosius-Gersdorf, weshalb die Abstimmung 
scheiterte. Zuvor hatten etliche rechte Plattformen wie bei-
spielsweise das Online-Magazin NIUS, die Zeitung Junge Frei-
heit oder das Compact Magazin Unwahrheiten verbreitet, etwa 
dass die Juristin Abtreibungen bis zum neunten Monat legali-
sieren möchte.23 

Die bisherigen politischen Versuche, Abtreibungen zu legali-
sieren, sind am Widerstand konservativer und rechter Parteien 
gescheitert. Dieser Widerstand wiederum wurde auch damit 
begründet, dass eine Legalisierung zu gesellschaftlichen Span-
nungen führen würde. Friedrich Merz (CDU) beispielsweise 
warnte im November 2024 vor einem drohenden «völlig unnö-
tigen weiteren Großkonflikt im Land».24 Laut einer 2024 veröf-
fentlichten Bevölkerungsumfrage im Auftrag des Bundesfrau-
enministeriums (BMBSFJ) befürworten jedoch 80 Prozent der 
Bevölkerung die Einführung einer gesetzlichen Regelung nach 
dem Vorbild Frankreichs. 77,5 Prozent der CDU-Wähler*innen 
und 67,4 Prozent der AfD-Wähler*innen lehnen die derzeitige 
Kriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen in Deutsch-
land ab. Das gilt auch für 65 Prozent der Katholik*innen.25 

Die Behauptung des Bundeskanzlers, dass eine Legalisierung 
zu gesellschaftlichen Spannungen führen würde, ist also falsch. 
Was zurzeit aber sehr wohl zu gesellschaftlichen Spannungen 
führt, sind die stark gestiegenen Lebenshaltungskosten. Eine 
Verbesserung dieser Situation – etwa durch regulierte Mieten 
und die finanzielle Förderung der sozialen Infrastrukturen wie 
etwa Bildung, Kultur, Jugendtreffs oder Schwimmbäder – wird 
von rechten und konservativen Parteien abgelehnt. Diese Par-
teien fordern, den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen zu 
erschweren, setzen sich aber nicht dafür ein, dass die Lebens-
situation der geborenen Kinder und Jugendlichen verbessert 
wird. Ginge es rechten und konservativen Parteien und Verbän-
den wirklich um «Lebensschutz», dann würden sie zudem keine 
Wehrpflicht einführen. Religion und Moral sind letztlich nur Vor-
wände, um die Geburtenraten zu steigern. 
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Es gilt außerdem kritisch zu hinterfragen, welche Personen-
gruppen von Abtreibungen abgehalten werden sollen und 
wessen gewollte Schwangerschaften vergleichsweise wenig 
«geschützt» werden. Das Konzept der «reproduktiven Gerech-
tigkeit» setzt hier an. Einer der Grundgedanken ist, dass bei den 
gesellschaftspolitischen Konflikten um Schwangerschafts-
abbrüche oder Verhütungsmittel immer auch Frauen- und Fa-
milienbilder verhandelt werden, in denen die Leben unter-
schiedlicher Bevölkerungsgruppen unterschiedlich gewichtet 
werden. Trotz der Behauptung von Abtreibungsgegner*innen, 
«jedes» Leben sei schützenswert, ist dies bei genauer Betrach-
tung nicht der Fall. Ein Beispiel: Laut der aktuellen Gesetzes-
lage sind Schwangere nicht vor einer Abschiebung geschützt. 
Selbst dann nicht, wenn es sich um eine Risikoschwanger-
schaft handelt. Prominente «Lebensschützer*innen» wie die 
Bundestagspräsidentin Julia Klöckner (CDU) setzen sich nicht 
für ein Abschiebeverbot von Schwangeren ein. Noch ein Bei-
spiel: Der Sozialdienst Muslimischer Frauen hat 2023 in einer 
Stellungnahme darauf verwiesen, dass schwangere Frauen 
mit Migrationshintergrund vielfach berichten, dass sie in gy-
näkologischen Praxen den Eindruck hatten, ihre Schwanger-
schaft werde negativ aufgenommen.26 Dies wiederum kann 
dazu führen, dass eine ausreichende medizinische Versor-
gung nicht gewährleistet ist, da beispielsweise aus Scham 
Symptome verschwiegen oder Fragen nicht gestellt werden. 
Auch zu einem «Schutz» dieser «Ungeborenen» äußern sich 
«Lebensschützer*innen» nicht. 

Fazit 
Schwangerschaftsabbrüche sind nicht nur eine Frage der per-
sönlichen Moral oder der individuellen religiösen Überzeugung, 
sondern vor allem eine der Selbstbestimmung. Frauen müssen 
die Freiheit und die Möglichkeit haben, über ihr Leben selbst be-
stimmen zu können. Versuche, diese Entscheidungsfreiheit von 
Schwangeren einzuschränken, sind sexistisch, denn es handelt 
sich dabei um Versuche, Frauen dazu zu zwingen, ihre «weib-
liche Pflicht» zu erfüllen: möglichst viele Kinder zu bekommen. 

Ginge es den selbsternannten «Lebensschützer*innen» tatsäch-
lich um «Lebensschutz», dann würden sie versuchen, jedes Le-
ben zu schützen, doch das tun sie nicht. «Lebensschützer*innen» 
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geht es einzig und allein darum, Abtreibungen zu verhindern. 
Sie offenbaren damit ihre Anspruchshaltung, über (schwange-
re) Frauenkörper bestimmen zu können. Doch Frauen schulden 
niemandem Kinder – keinem Ehemann, keinem Staat, keiner Re-
ligion und auch nicht der Gesellschaft. Frauen existieren nicht, 
um Geburtenraten zu steigern. Frauen haben – wie alle anderen 
Menschen auch – ein Recht, über ihr Leben selbst zu bestimmen. 
Deshalb müssen Schwangerschaftsabbrüche legalisiert werden.

5

«ECHTE MÄNNER WEINEN NICHT»

«Lass dir nicht einreden, dass du lieb, soft, schwach  
und links zu sein hast. Echte Männer sind rechts.  
Dann klappt’s auch mit der Freundin.» 
Maximilian Krah (AfD), TikTok, 1. Februar 2024

Wie wird argumentiert? 
Mittlerweile wären es die Männer, die benachteiligt seien. Sie 
seien die Verlierer der feministischen Erfolge. 

Der Feminismus habe die Männer «weich» gemacht. Frauen 
würde aber gar keine «weichen» Männer wollen, sondern «Al-
phas». Das habe zu einer «Einsamkeitsepidemie» unter jungen 
Männern geführt. Ein gutes Beispiel hierfür seien die hohen Sui-
zidraten unter Männern. 

Was ist dran?
Es stimmt. Unter Männern ist das Suizidrisiko höher. Im Jahr 
2024 nahmen sich 10.372 Menschen das Leben, 71,5 Prozent 
waren Männer.27 Laut einer Studie des Universitätsklinikums 
Ulm wird die Diagnose Depression allerdings etwa doppelt so 
häufig an Frauen vergeben wie an Männer.28 Ein wesentlicher 
Grund hierfür ist, dass Männer ihre Symptome verschweigen, 
um sich weiter als «starker Mann» zeigen zu können.29 Hinzu 
kommen die langen Wartezeiten auf einen Therapieplatz. Wer 
ohnehin schon daran zweifelt, ob eine psychotherapeutische 
Behandlung auch etwas für «echte Männer» ist, der lässt sich 
hiervon zusätzlich abschrecken. 
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Diese und weitere Aspekte von Gesundheit werden von der Ge-
schlechterforschung untersucht. Die Studien zeigen: Es ist nicht 
Feminismus, der Männern schadet, sondern ein bestimmtes 
Bild von Männlichkeit. Rechte und konservative Verbände wie-
derum sprechen sich dafür aus, den Zugang zur Gesundheits-
versorgung noch stärker den Prinzipien von Markt und Profit zu 
unterwerfen. Das bedeutet: weiterhin fehlende Therapieplätze. 
Gleichzeitig hetzen sie massiv gegen die Geschlechterforschung 
und glorifizieren das Bild des «starken Mannes». Sehr zugespitzt 
lässt sich also sagen: Diese Akteur*innen verhindern erst eine ge-
meinwohlorientierte Gesundheitsversorgung und geben dann 
dem Feminismus die Schuld für die schlechte Gesundheitslage. 

Die Behauptung, dass vor allem Männer von Einsamkeit be-
troffen sind, ist falsch. Laut dem Einsamkeitsreport der Tech-
niker Krankenkasse von 2024 gaben fünf Prozent der Männer 
an, sich «immer» einsam zu fühlen, aber elf Prozent der Frauen. 
«Manchmal» einsam fühlten sich 17 Prozent der Männer und 
29 Prozent der Frauen.30 Auch das Einsamkeitsbarometer des 
Bundesfamilienministeriums stellte 2024 ein höheres Einsam-
keitsrisiko für Frauen fest. Eine Tendenz, die seit 2013 anhält.31 
Einer der Gründe für die Einsamkeit von Frauen ist, dass Frauen 
viel Zeit darauf verwenden, sich um andere zu kümmern (Kin-
dererziehung beispielsweise) und ihnen so die Zeit fehlt, andere 
soziale Kontakte zu pflegen. Einsamkeit betrifft zudem vor allem 
Menschen über 75 Jahre sowie Menschen mit Migrations- und/
oder Fluchterfahrung. Auch viele junge Menschen sind von Ein-
samkeit betroffen, vor allem dann, wenn sie arbeitslos sind.32 

Die viel zitierte male loneliness epidemic (engl. für «männliche 
Einsamkeitsepidemie») spielt in der Internet-Subkultur der so-
genannten Incels eine zentrale Rolle. Incel ist die Abkürzung 
für die englischsprachige Bezeichnung involuntary celibate, al-
so wörtlich übersetzt: «unfreiwillig zölibatär lebend». Innerhalb 
dieses Umfelds wird behauptet, dass Feminist*innen sich zwar 
für die Veränderung von Geschlechterrollen einsetzen, Frauen 
aber «traditionelle» bzw. «Alphamänner» romantisch bevorzu-
gen würden. Gemeint sind damit aggressive, dominante, em-
pathielose, beruflich erfolgreiche Männer. Werden sie abge-
lehnt, sind Feminist*innen Schuld, die die Männer von heute 
haben «weich» werden lassen.
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Doch genau umgekehrt wird ein Schuh daraus: Weil diese Män-
ner versuchen, einem veralteten, giftigen Männlichkeitsbild zu 
entsprechen, haben sie Schwierigkeiten, soziale Kontakte zu 
knüpfen. Frauen wollen schließlich nicht ihren Uropa daten. Für 
diesen Misserfolg wiederum machen Incels Frauen respektive 
den Feminismus verantwortlich. Ein Teufelskreis, den rechte 
Verbände und Parteien stark instrumentalisieren. Der Antifemi-
nismus ist der gemeinsame Nenner ebenso wie die Glorifizie-
rung des «starken Mannes», den angeblich alle Frauen wollen 
würden. Diese Instrumentalisierung gelingt auch deshalb, weil 
rechte Verbände und Parteien oft Männerrunden sind. Zwar gibt 
es sehr prominente rechte Frauen, wie beispielsweise die Politi-
kerin Alice Weidel (AfD) oder die wegen Volksverhetzung verur-
teilte Politikerin Marie-Thérèse Kaiser (AfD). Es gibt auch rechte 
Frauengruppen wie beispielsweise Lukreta.33 Doch Rechtsex
tremismus ist ein männliches Phänomen und das seit Jahren.34 
Der Anteil der Männer an der aktuellen Bundestagsfraktion der 
AfD beispielsweise beträgt fast 90 Prozent. Rechte Männer er-
schaffen sich also eine Echokammer, in der sie sich gegenseitig 
in ihrem Fiebertraum bekräftigen, dass alle Frauen sich nach an-
tifeministischen «Alphamännern» sehnen würden und der Fe-
minismus sie davon abhalten würde. 

Dieser Teufelskreis kann (und muss) durchbrochen werden. Da-
zu sind zwei Botschaften wichtig: 

(1) Frauen existieren nicht, um die Bedürfnisse von Männern 
zu befriedigen. Es ist sehr nachvollziehbar, dass Menschen sich 
nach romantischen Beziehungen und Sexualität sehnen und 
frustriert sind, wenn diese Bedürfnisse nicht befriedigt werden. 
Doch niemand hat ein Anrecht auf Sexualität und Romantik – 
auch Männer nicht. 

(2) Männer müssen endlich anfangen, sich vom Bild des «Al-
phamanns» zu emanzipieren. Sie müssen lernen, füreinander 
zu sorgen, Freundschaften aufzubauen und zu pflegen und 
sich auch mal in den Arm zu nehmen. «Stärke» bedeutet auch, 
den Mut aufzubringen, sich gegen die gesellschaftlichen Er-
wartungen und Zuschreibungen aufzulehnen. Wirklich «star-
ke» Männer sind Männer, die selbstsicher genug sind, um 
(vermeintliche) «Schwächen» zu zeigen, die über Gefühle und 



26

Verletzlichkeiten reden, die Unsicherheiten zugeben oder die 
um Hilfe oder Ratschläge bitten.

Fazit 
Es stimmt – Feminismus hat Männer «weich» gemacht – und 
das ist gut so. Die Forderung, dass Männer immer «stark» sein 
sollen, ist die Forderung, dass Männer keine echten Menschen 
sein dürfen. Alle Menschen sind auch mal unsicher, alle Men-
schen brauchen auch mal Hilfe, alle Menschen können fürsorg-
lich sein. Männern diese Gefühle abzusprechen macht sie krank 
und unglücklich. Feminismus für dieses Krank- und Unglück-
lichsein die Schuld zu geben ist bequem, ja. Aber es sind nicht 
Feminist*innen, die Männern vermitteln, dass sie ein «Alpha-
mann» sein müssen, sondern andere (rechte) Männer. Des-
halb ist es wichtig, dass sich vor allem Männer selbstkritisch 
mit diesen glorifizierten Männlichkeitsbildern auseinanderset-
zen und anfangen, sich zu emanzipieren (  Mythos 3). Diese 
Arbeit können und sollten Frauen ihnen nicht abnehmen. Denn 
Männer verlieren durch den Feminismus eine historische An-
spruchshaltung auf die Erfüllung ihrer Bedürfnisse durch Frau-
en, ja, aber sie gewinnen Menschlichkeit und damit Freiheit. 

6

«ECHTE FRAUEN WOLLEN ‹TRADWIVES› SEIN» 

«Gleichstellung macht die Welt nicht besser. Die Politik 
muss akzeptieren, dass Männer und Frauen verschieden 
sind. Nicht jede junge Mutter will Karriere machen.» 
Kristina Schröder (CDU), ehemalige Bundesfamilienministerin, 
Online-Magazin Der Pragmatismus, 11. September 2023

Wie wird argumentiert? 
In den Sozialen Medien würden sich immer mehr junge Frauen 
stolz und fröhlich als sogenannte «Tradwives» (engl. für «tradi-
tionelle Ehefrauen») zeigen. Das sei kein Wunder, denn sie wür-
den im Einklang mit ihrer «weiblichen Natur» bzw. ihrer «femini-
nen Energie» leben. 



27

Feminist*innen würden diese Entwicklung als Ausdruck fehlen-
der Gleichberechtigung kritisieren und auf Frauen, die nur Haus-
frauen seien oder in Teilzeit arbeiteten, herabblicken. Hier ginge 
es aber nicht um Politik oder eine historische Entwicklung, son-
dern um Biologie: Weil Frauen sich gern um andere Menschen 
kümmerten, würden sie soziale Berufe ergreifen oder in Teilzeit 
arbeiten, um mehr Zeit für ihre Familien zu haben. 

Was ist dran? 
Es stimmt. Frauen leisten mehr sogenannte Sorgearbeit (engl. 
care work), also bezahlte und unbezahlte Arbeit, bei der es da-
rum geht, für andere Menschen zu sorgen. Dazu gehört bei-
spielsweise Kinderbetreuung, die Pflege von Angehörigen 
oder die Unterstützung von Freund*innen. Im Jahr 2022 ha-
ben Frauen 30 Stunden pro Woche mit unbezahlter Sorgearbeit 
verbracht, Männer hingegen knapp 21 Stunden.35 Aktuell sind 
75 Prozent der Menschen, die im Gesundheitswesen arbeiten, 
Frauen. Im Schnitt beziehen Frauen 11,6 Monate Elterngeld, 
Männer nur 2,8 Monate.36

Wer darin das Ergebnis eines «natürlichen» Prozesses sehen will, 
übergeht die Tatsache, dass auch Sorgearbeit eine Geschichte 
hat. Bis 1977 war es für Ehefrauen in Westdeutschland gesetz-
lich vorgeschrieben, «den Haushalt in eigener Verantwortung zu 
führen». Zwar waren auch Ehefrauen dazu berechtigt, erwerbs-
tätig zu sein, doch nur mit Zustimmung ihrer Ehepartner und nur 
«soweit dies mit ihren Pflichten in Ehe und Familie vereinbar ist». 
Im Zweifelsfall waren Ehemänner dazu berechtigt, das Arbeits-
verhältnis ihrer Frau zu kündigen – auch gegen deren Willen.37 

Die Gesetzgebung schrieb Ehepaaren damit ein ganz bestimm-
tes Lebensmodell vor: Männer können sich voll auf Beruf, Kar-
riere und die Übernahme von politischen Ämtern fokussieren. 
Ehefrauen wiederum halten ihren Männern «den Rücken frei». 
Sie kümmern sich zu Hause allein um Kindererziehung, Haus-
haltsaufgaben und die Versorgung der Elterngeneration. Sie 
sorgen dafür, dass der Mann bei seinen wichtigeren Aufgaben 
nicht gestört wird und sich ausreichend von diesen Aufgaben 
erholen kann. Die Erwerbstätigkeit von Frauen ist in diesem Mo-
dell maximal ein «Zuverdienst», da der Haushalt vor allem durch 
den «Familienernährer» finanziert wird.
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Auch wenn dieses Modell nicht mehr gesetzlich verankert ist 
und sich durch neoliberale Arbeitsmarktreformen verändert 
hat, ist es weiterhin sehr wirkmächtig. Ein Beispiel: Weil es so 
lange so selbstverständlich war, dass Frauen die Kindererzie-
hung übernehmen, wurde jahrzehntelang politisch keine Not-
wendigkeit gesehen, in Kitas zu investieren. Daher fehlen laut 
einer Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) knapp 
306.000 Betreuungsplätze für unter Dreijährige.38 Dies ist vor 
allem in Westdeutschland ein Problem. In der DDR war die Ver-
sorgung mit Kitas und Krippen flächendeckend gut ausgebaut, 
was sich auch heute noch in Ostdeutschland niederschlägt. Ei-
ne unzureichende Kinderbetreuung stellt vor allem Alleinerzie-
hende vor enorme Schwierigkeiten. Vier von zehn alleinerzie-
henden Familien sind laut einer Auswertung der Bertelsmann 
Stiftung armutsgefährdet.39

Doch auch früher war der «Alleinernährer» kein Modell, das von 
allen gelebt wurde. Arbeitende Frauen haben eine lange Ge-
schichte der «Doppelbelastung».40 Auch früher konnten es sich 
nur Menschen aus eher wohlhabenden Schichten leisten, auf ein 
zweites Einkommen zu verzichten. Die Hausfrau der 1950er-Jah-
re ist deshalb zu einer Art nationalem Statussymbol geworden. 
Für Frauen in der DDR war Erwerbstätigkeit eine Selbstverständ-
lichkeit, wenngleich auch sie den Großteil der unbezahlten Sor-
gearbeit erledigten. Allerdings wurde ihre ökonomische Unab-
hängigkeit staatlich stärker gefördert als in Westdeutschland. Es 
wurde in Betreuungsplätze für Kinder und in den sozialen Woh-
nungsbau investiert. Auch Scheidungen waren einfacher mög-
lich als in Westdeutschland und die Scheidungsraten entspre-
chend hoch. Das änderte sich nach der Wende: Bis 1989 waren 
noch 91 Prozent aller erwerbsfähigen Frauen in der DDR berufs-
tätig. Ende des Jahres 1993 waren 70 Prozent der Erwerbslosen 
in den neuen Bundesländern Frauen.41 

So wichtig die Erwerbstätigkeit von Frauen für ihre ökonomi-
sche Unabhängigkeit ist, sie ist nicht gleichbedeutend mit ih-
rer gesellschaftlichen Emanzipation. Manche Frauen können 
durch ihre Berufstätigkeit ihre persönlichen Ziele und Ambitio-
nen verwirklichen. Viele können dies allerdings nicht. 2023 er-
hielt fast jede fünfte Frau einen Niedriglohn. Unter Männern war 
es jeder Achte.42 Die Gründe dafür sind, dass Frauen vielfach 
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in Teilzeit und/oder in den schlecht(er) bezahlten Branchen wie 
dem Einzelhandel arbeiten. Die Lohnmobilität aus dem Niedrig-
lohnsektor heraus in besser bezahlte Berufe ist sehr gering.43

Hinzu kommt, dass die Erwartungen an Eltern massiv gestie-
gen sind. Mütter widmeten bereits 2016 ihren Kindern fast dop-
pelt so viel Zeit wie noch 1965 (Tendenz steigend) und werden 
gleichzeitig ständig kritisiert.44 Es ist deshalb sehr nachvollzieh-
bar, dass manche Frauen Soziale Medien nutzen, um sich in ei-
ne Art Traumwelt zu flüchten, in der sie nur Hausfrau sein kön-
nen. Die Inszenierungen von «Tradwive»-Influencerinnen in den 
Sozialen Medien sind nämlich genau das: eine Traumwelt. Ein 
schöner Schein. Denn diese Frauen verdienen Geld damit, so 
zu tun, als würde ihr Ehemann die Familie allein finanzieren. Sie 
selbst sind ökonomisch unabhängig, raten aber anderen, sich 
abhängig zu machen. Sie sind also eine Mogelpackung. 

Auch konservative und rechte Parteien, die lautstark dafür ein-
treten, Familien stärken zu wollen, verkaufen eine Mogelpa-
ckung: Ihre Politik verbessert die Situation der Mehrheit der 
Familien nicht, denn ohne bezahlbare Mieten, gute soziale In
frastrukturen, Bildung und Kultur – die immer weiter zusam-
mengekürzt werden – bleiben die Lebenshaltungskosten hoch. 

In den Diskussionen um «Tradwives» bzw. «traditionelle» Fami-
lienrollen wird zudem ausgeblendet, dass es vor allem Männer 
sind, die vom Wandel der Rollen profitiert haben. Es ist noch 
nicht lange her, da fanden es viele Männer peinlich, einen Kin-
derwagen zu schieben. Entsprechend wenig waren sie als Väter 
engagiert. Sie blieben Fremde für ihre eigenen Kinder. Soziale 
Bewegungen wie die Frauenbewegungen haben sich dafür ein-
gesetzt, dass sich das ändert. Denn das Thema Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ist kein Frauenthema. Ja, es geht darum, 
Frauen zu entlasten, damit auch sie mehr verdienen und/oder 
politische Ämter und Aufgaben übernehmen können oder ihre 
Freizeit genießen können. Aber es geht auch darum, dass auch 
Männer die Chance erhalten, sich um andere zu kümmern. Nie-
mand bereut am Ende seines Lebens, nicht noch mehr Über-
stunden gemacht zu haben, aber viele Menschen bereuen, dass 
sie ihre Kinder verpasst haben, dass sie Freundschaften nicht 
gepflegt haben, dass sie sich nicht um ihre alternden Eltern ge-
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kümmert haben (  Mythos 5). Politische Forderungen, Sorge-
arbeit zur Frauensache zu machen oder die Erwerbsarbeitszeit 
für alle zu erhöhen, sind deshalb Forderungen nach Lebenszeit-
diebstahl. 

Fazit 
Viele Frauen sorgen gern für andere, doch auch viele Männer 
tun dies gern und auch Männer können das. Soziale Beziehun-
gen sind ein menschliches Grundbedürfnis. Männer von der 
Sorgearbeit auszuschließen ist deshalb sexistisch. Das Pro
blem ist also nicht die Sorgearbeit, problematisch sind die ge-
sellschaftlichen Bedingungen und Verhältnisse, die uns davon 
abhalten oder die uns davon arm werden lassen. Gemeinsam 
füreinander zu sorgen sollte daher ein Grundprinzip unserer Ge-
sellschaft sein – und zwar für alle! 

7

«ES GIBT NUR ZWEI GESCHLECHTER» 

«Es gibt biologisch gesehen nur zwei [Geschlechter], 
nämlich Mann und Frau.» 
Karl Nehammer, österreichischer Bundeskanzler,  
Heute Online, 30. Januar 2024

Wie wird argumentiert?
In der Biologie gebe es nur zwei Geschlechter. Gesellschafts-
politischer Aktivismus für geschlechtliche Vielfalt sei deshalb 
eine unsinnige Modeerscheinung. Hinter diesem Trend stecke 
eine einflussreiche «Genderlobby», deren Ziel es sei, «normale» 
Menschen und «normale» Familien gesellschaftspolitisch ins 
Abseits zu drängen. 

Auch Frauen müssten vor der «Translobby» geschützt werden. 
Sie sei schuld daran, dass Frauen, die keine echten Frauen seien, 
Zugang zu Frauenräumen erhielten, was gefährlich sei.

Was ist dran?
Clownfische werden als Männchen geboren. Die Fische leben 
in einer hierarchischen Gemeinschaft, an deren Spitze das do-
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minante Weibchen steht. Stirbt die Anführerin, verwandelt sich 
eines der Männchen in ein Weibchen und verändert dabei Ver-
halten, Aussehen und Anatomie. Auch Elefanten und Orkas le-
ben in matriarchal organisierten Gruppen. Bei Seepferdchen 
und Seenadeln sind es die Männchen, die den Nachwuchs zur 
Welt bringen und aufziehen. Delfine und Pinguine wiederum 
gehören zu den Tierarten, die gleichgeschlechtliche Beziehun-
gen eingehen.45 Diese Beispiele verdeutlichen, dass Geschlecht 
«von Natur aus» komplex und vielfältig ist. 

Das Thema geschlechtliche Vielfalt hat in den letzten Jahren ver-
mehrt gesellschaftspolitische Aufmerksamkeit erhalten. Doch 
Menschen jenseits der zweigeschlechtlichen Norm (also männ-
lich und weiblich) hat es schon immer gegeben. In vielen Län-
dern gibt es jahrhundertealte Bezeichnungen, gesellschaftliche 
Positionen und Traditionen für Menschen, die ihr angeborenes 
Geschlecht anpassen oder deren Geschlecht weder männlich 
noch weiblich ist. Einige Beispiele: Die «Burrnesha» Albaniens 
wurden als Frauen geboren, nehmen aber rechtlich und sozial 
eine Männerrolle ein. In Amarete in Bolivien gibt es Bezeichnun-
gen, Positionen und Rollen für zehn Geschlechter. Als «Māhū» 
werden in der indigenen Bevölkerung Hawaiis Menschen be-
zeichnet, die sowohl männlich als auch weiblich sind.

Auch die Gewalt, die Menschen erfahren müssen, die den Vor-
stellungen von «Mann» und «Frau» nicht entsprechen, hat eine 
sehr lange Geschichte. Trans* und nichtbinäre Personen wur-
den während der Zeit des Nationalsozialismus staatlich ver-
folgt.46 Bis 2018 galten trans* Personen gemäß der Internationa-
len Klassifikation der Krankheiten (ICD-10) als psychisch krank. 
Für Homosexualität galt dies bis 1990. Noch bis 2011 muss-
ten sich Menschen, die ihren Geschlechtseintrag in Deutsch-
land anpassen wollten, zwangsweise sterilisieren lassen. 2017 
entschied das Bundesverfassungsgericht, dass die Gesetzge-
bung ein «drittes Geschlecht» anerkennen muss. 2018 wur-
de daher im Personenstandsgesetz die Option «divers» ein-
geführt. 2021 trat das «Gesetz zum Schutz von Kindern mit 
Varianten der Geschlechtsentwicklung» in Kraft. Es verbietet 
die Durchführung von medizinisch nicht notwendigen Ope-
rationen an Kindern, die nicht einwilligungsfähig sind. Kinder 
ohne eindeutige Geschlechtszuordnung wurden jahrzehnte-
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lang im Kleinkindalter ohne ihre Zustimmung operiert, um sie 
der zweigeschlechtlichen Norm anzupassen. Meistens wurde 
das weibliche Geschlecht gewählt, da der Eingriff medizinisch 
weniger aufwendig ist. 2024 schließlich trat das «Gesetz über 
die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag» 
(kurz Selbstbestimmungsgesetz) in Kraft. Für transgeschlechtli-
che, intergeschlechtliche und nichtbinäre Menschen ist es seit-
dem einfacher, ihren Vornamen und ihren Geschlechtseintrag 
ändern zu lassen. Diese rechtlichen Verbesserungen sind das 
Ergebnis von jahrzehntelangem Aktivismus gegen Diskriminie-
rung und der Ausdruck eines beginnenden gesellschaftlichen 
Wandels, der längst überfällig war – keine «Modeerscheinung». 

Trotz dieser Erfolge bleibt viel zu tun. Ein Beispiel: In dem 2024 
veröffentlichten «LGBTI-Survey» gaben 16 Prozent der trans* 
Frauen, acht Prozent der trans* Männer und acht Prozent der 
nichtbinären Personen an, in den letzten zwölf Monaten Beläs-
tigungen und Gewalt erfahren zu haben. Physischen Angriffen 
waren in den letzten fünf Jahren 32 Prozent der trans* Frauen, 
21 Prozent der trans* Männer und 18 Prozent der nichtbinären 
Personen ausgesetzt.47

Dass weniger rechtliche Diskriminierung nur ein erster Schritt 
in Richtung Emanzipation ist, ist für Feminist*innen nichts Neu-
es. Feminist*innen wissen auch: Nur gemeinsam sind wir stark! 
Daher stimmt es nicht, dass Aktivismus für geschlechtliche 
Vielfalt dem Feminismus schaden würde – im Gegenteil. Alle 
haben ein gemeinsames Ziel: ein selbstbestimmtes Leben jen-
seits geschlechtlicher Normierung führen zu können. Je mehr 
Menschen sich dafür einsetzen, umso besser für alle. 

Gleichzeitig muss ganz klar gesagt werden: Das Ziel von sozia-
len Bewegungen ist es nicht, sich nur für die eigene Gruppe ein-
zusetzen, sondern die Situation für alle, die Diskriminierung und 
Gewalt ausgesetzt sind, zu verbessern. Das geht nur, wenn wir 
einander zuhören und ernst nehmen. Es ist nicht schlimm, noch 
nicht viel über das Thema geschlechtliche Vielfalt zu wissen. 
Schlimm ist es, nichts wissen zu wollen und gleichzeitig ande-
re abzuwerten. Die Behauptung von einigen Feminist*innen, 
trans* Frauen seien eine Gefahr in Frauenräumen,48 ist absurd. 
Feminist*innen wissen: Der gefährlichste Ort für Frauen ist eine 
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heterosexuelle Beziehung. Die Polizeilichen Kriminalstatistiken 
der letzten Jahre sprechen eine klare Sprache: 90 Prozent der 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung werden von 
Männern verübt (  Mythos 2). Auch die Behauptung, trans* 
Frauen seien keine echten Frauen, ist falsch und abwertend. 
Sehr zugespitzt lässt sich sagen: Feminist*innen, die sich wei-
gern, trans* Frauen als Frauen anzuerkennen, weil sie nicht ih-
ren eigenen Vorstellungen vom Frau-Sein entsprechen, ver-
halten sich wie Männer, die behaupten, echte Frauen wollen 
Hausfrau und Mutter sein (  Mythos 6). 

Fazit 
Soziale Bewegungen fordern uns dazu auf, uns mit tradierten 
Vorstellungen und Überzeugungen kritisch auseinanderzuset-
zen – das ist mitunter anstrengend. Aber wenn wir uns gemein-
sam für eine gerechtere Welt für alle einsetzen möchten, dann 
müssen wir diese Arbeit gemeinsam angehen. So wie feminis-
tische Errungenschaften auch Männern nützen, so profitieren 
wir alle davon, wenn wir die angebliche «Natürlichkeit» der zwei 
Geschlechter infrage stellen, die uns alle auf die eine oder ande-
re Art einengt. 

8

«SELBST SCHULD, WENN DU EINEN  
KURZEN ROCK TRÄGST!»

«Leider gibt es viel zu viele (Frauen), die genau das  
provozieren und damit kokettieren.» 
Leiter einer Kriminaldienststelle, Instagram, Oktober 202549 

Wie wird argumentiert?
Der beste Schutz gegen sexualisierte Gewalt sei, diese Gewalt 
nicht zu provozieren. Frauen müssten dafür Verantwortung 
übernehmen. Sie sollten zum Beispiel keine körperbetonte Klei-
dung tragen, nicht nachts allein nach Hause gehen oder betrun-
ken sein. Frauen, die diese Vorsichtsmaßnahmen nicht befolg-
ten, seien selbst schuld, wenn ihnen Gewalt widerfahre. 
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Von Männern könne nicht erwartet werden, dass sie keine se-
xualisierte Gewalt ausübten, da Männer sich «naturbedingt» 
schlecht beherrschen könnten.

Was ist dran? 
Es ist nachvollziehbar, dass Menschen sich selbst und ande-
re vor sexualisierter Gewalt schützen wollen. Ratschläge und 
Verhaltensvorschriften, die an die Verantwortung von Frauen 
appellieren, versuchen im Kern genau das. Das grundsätzliche 
und gravierende Problem bei diesen Ratschlägen ist aber, dass 
sie auf einem bestimmten Erklärungsmodell für sexualisierte 
Gewalt fußen, das sachlich falsch und gefährlich ist. Es gibt kei-
ne einzige Studie, die belegt, dass Hotpants oder andere Klei-
dungsstücke sexualisierte Gewalt verursachen, aber viele Studi-
en, die belegen, dass Menschen das fälschlicherweise denken. 
Die Forschung spricht hier von «Vergewaltigungsmythen».50 
Dass es diese wissenschaftlichen Studien überhaupt gibt, ha-
ben wir den Frauenbewegungen zu verdanken. Es war und 
ist ein zentrales Anliegen dieser sozialen Bewegungen aufzu-
zeigen, dass bestimmte Erklärungsmuster für Gewalt Einfluss 
darauf haben, ob Opfer als solche gesehen werden oder eben 
nicht. 

Ein Beispiel: 2016 wurde der «Nein heißt Nein»-Grundsatz ge-
setzlich verankert. Zuvor war festgelegt, dass es sich nur dann 
um eine Vergewaltigung handelt, wenn «Gewalt» angewen-
det worden war. Opfer mussten entsprechend nachweisen, 
dass sie sich körperlich gegen einen Übergriff gewehrt hatten. 
Aktivist*innen haben sich für eine Änderung eingesetzt. Nun ist 
der «für Dritte erkennbare Wille» der betroffenen Person aus-
schlaggebend. 

Eines der wirkungsmächtigsten Erklärungsmuster für sexuali-
sierte Gewalt nimmt das Handeln des Opfers als Ursache für die 
Gewalt in den Fokus. Die Gewalt des Täters oder der Täterin wer-
de durch die gewaltbetroffene Person «ausgelöst», etwa durch 
körperbetonte Kleidung – so die Annahme. Doch das ist falsch. 
In der Ausstellung «Was ich anhatte» werden die völlig unter-
schiedlichen Kleidungsstücke gezeigt, die Betroffene anhatten, 
als ihre sexuelle Selbstbestimmung verletzt wurde.51 So wird 
deutlich: Kleidung kann nicht vor Gewalt schützen. Diese Bot-



36

schaft ist sehr wichtig. Denn die Behauptung, Hotpants, Leg-
gings oder andere Kleidungsstücke würden Vergewaltigungen 
«provozieren», sucht die Schuld bei den Betroffenen. Dadurch 
muss die Person, die die Grenzen missachtet und verletzt hat, 
keine Verantwortung übernehmen. 

Wegen dieser Schuld-Umkehr wird dieses Erklärungsmuster 
auch victim-blaming (engl. für Opfer-Beschuldigung) genannt. 
Es führt nicht nur dazu, dass Betroffene erneut verletzt und 
missachtet werden, sondern auch dazu, dass sie nicht die Hilfe 
und Unterstützung bekommen, die sie benötigen. Daher ist es 
sehr wichtig, auch öffentlich immer wieder aufs Neue klarzu-
stellen, dass Betroffene von Gewalt keine Schuld trifft – ganz 
egal was sie anhatten oder wie sie sich verhalten haben. Das 
chilenische feministische Kollektiv Las Tesis hat 2019 in seiner 
Protestperformance «Un violador en tu camino» (dt.: Ein Verge-
waltiger auf deinem Weg) genau das klargemacht. Im Refrain 
heißt es: «Y la culpa no era mía, ni donde estába, ni como vestía» 
(dt.: Es war nicht meine Schuld, egal wo ich war und was ich 
anhatte).52

Vor allem Personen, die beruflich mit Gewaltbetroffenen zu 
tun haben, wie beispielsweise Polizist*innen, Lehrkräfte oder 
Ärtz*innen, müssen darauf hingewiesen werden, wenn sie fal-
sche Erklärungsmuster für Vergewaltigungen heranziehen und 
verbreiten. Diese Aufklärungsarbeit muss auf möglichst viele 
Schultern verteilt werden. Dies gilt auch und ganz besonders 
für Männer. Sie müssen mehr mit anpacken. Denn sexualisierte 
Gewalt ist kein Frauenthema, sondern ein Männerthema!

Die überwiegende Mehrheit der sexualisierten Gewalt wird von 
Männern ausgeübt. Doch bedeutet dies im Umkehrschluss 
nicht, dass Männer «naturbedingt» nicht dazu in der Lage wä-
ren, sexuelle Selbstbestimmung zu respektieren. Diese Be-
hauptung stellt Männer als unbeherrschte Wesen dar, die sich 
nicht im Griff haben, und wertet sie ab. Aber sie schützt auch 
die Täter, weshalb manche Männer dieses negative Männer-
bild billigend in Kauf nehmen, um keine Verantwortung über-
nehmen zu müssen. Gleichzeitig zeigen sich Männer empört, 
wenn Frauen Männern im Allgemeinen unterstellen, Vergewal-
tiger zu sein, schließlich sind nicht alle Männer so – so der Vor-
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wurf. Im Jahr 2024 gab es unter anderem auf der Plattform Tik-
Tok viele Videos, in denen Frauen gefragt wurden, ob sie lieber 
mit einem Mann oder einem Bären allein im Wald wären. Viele 
entschieden sich für den Bären mit der Begründung, dass ein 
Bär sie nicht vergewaltigen würde. Sehr viele Männer wiede-
rum zeigten sich empört, dabei ist diese Antwort nur die logi-
sche Schlussfolgerung aus den Forderungen an Frauen, Män-
ner nicht zu «provozieren». 

Fazit 
Es ist nicht die Aufgabe von Frauen, sexualisierte Gewalt nicht 
zu «provozieren». Es ist die Aufgabe von Männern, sexuel-
le Selbstbestimmung zu respektieren. Die Verantwortung für 
Übergriffe bei den Opfern zu suchen entlastet die Täter*innen. 
Betroffene sollten darauf zählen können, dass wir uns mit ihnen 
solidarisieren, ihnen Empathie entgegenbringen und sie nach 
Möglichkeit unterstützen. Sich gemeinsam für eine Welt ein-
zusetzen, in der es weniger Gewalt gibt, gelingt nur, wenn wir 
aufhören, Täter von ihrer Verantwortung für ihr Handeln freizu-
sprechen. Wer behauptet, Männer seien «naturbedingt» nicht 
dazu in der Lage, sexuelle Selbstbestimmung zu akzeptieren, 
müsste im selben Atemzug konsequent fordern, sie aus der Ge-
sellschaft auszuschließen, sie stellen schließlich eine unverbes-
serliche Gefahr für die Allgemeinheit dar. 

9

«WENN FRAUEN WOLLEN,  
SCHAFFEN SIE ALLES!»

«Ich verdiene Geld mit dem, was ich will. Und zwar  
auch in Männerdomänen. […] Eigentlich müssten mir  
die Feministinnen die Füße küssen.» 
Sophia Thomalla, Influencerin, Frankfurter Allgemeine Zeitung,  
20. Dezember 2021

Wie wird argumentiert? 
Die Gleichberechtigung von Frauen und Männern sei längst 
erreicht, denn es gebe keine rechtliche Diskriminierung mehr. 
Daher seien auch keine politischen Maßnahmen nötig, die 
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Gleichberechtigung fördern – gute Leute würden sich immer 
durchsetzen. Frauen, denen das nicht gelänge, seien nicht tough 
genug und müssten sich mehr ins Zeug legen. Hauptziel des 
Feminismus sei es doch, dass es möglichst viele Frauen an die 
Spitze schaffen. Es sei deshalb unverständlich, warum manche 
Feminist*innen erfolgreiche Frauen kritisierten, anstatt sie sich 
zum Vorbild zu nehmen und sich selbst mehr anzustrengen. 

Was ist dran?
Es stimmt, beruflicher Erfolg ist auch von individuellen Fähig-
keiten abhängig, wie etwa Durchsetzungsfähigkeit. Doch der 
Weg an die Spitze ist vor allem durch Begünstigungsstruktu-
ren geprägt. Ein Beispiel: Im Jahr 2023 waren 55 Prozent der 
Abiturient*innen Frauen. Unter den Schüler*innen, die eine 
Klasse wiederholen mussten, lag der Anteil der Mädchen bei 
44 Prozent. 53 Prozent der Hochschulabsolvent*innen waren 
2023 Frauen. Die Quote der nicht bestandenen Studienab-
schlussprüfungen war bei Männern mehr als doppelt so hoch 
wie bei Frauen.53 Trotzdem lag der Frauenanteil an den Promo-
vierenden 2024 nur noch bei 46 Prozent, bei den Habilitationen 
nur noch bei 36 Prozent. 2024 waren 70 Prozent der Professu-
ren mit Männern besetzt.54 

Natürlich wollen nicht alle Frauen (oder Männer) eine (akade-
mische) Karriere machen – doch der Anteil der Männer an allen 
Schlüsselpositionen in der Gesellschaft ist auffällig hoch und 
mit individuellen Präferenzen allein nicht zu erklären. Einige Bei-
spiele: 64,3 Prozent der Führungspositionen in den obersten 
Landesbehörden waren 2024 mit Männern besetzt.55 Laut der 
Auswertung des Vereins ProQuote Medien lag der Männeran-
teil in den Redaktionen von Regionalzeitungen 2020 bei rund 
82 Prozent.56 Der Anteil der Männer an Führungspositionen in 
deutschen Leitmedien machte 2025 rund 62 Prozent aus.57 Der 
Georg-Büchner-Preis, einer der wichtigsten Literaturpreise, 
wird seit 73 Jahren verliehen. Er ging 59 Mal an einen Mann. 
Der Deutsche Buchpreis wird seit 20 Jahren verliehen. Er ging 
17 Mal an einen Mann. Der Männeranteil im Bundestag liegt ak-
tuell bei rund 70 Prozent. Der Frauenanteil in der CDU liegt bei 
22,6 Prozent, der in der CSU bei 25 Prozent. Nur 11,8 Prozent 
der Bundestagsabgeordneten der AfD sind Frauen. Bei der SPD 
hingegen liegt der Frauenanteil bei 41,7 Prozent, bei der Linken 
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bei 56,2 Prozent und bei Bündnis 90/Die Grünen bei 61,2 Pro-
zent.58 Die Aufsichtsräte der größten deutschen Börsenunter-
nehmen waren 2025 zu 63 Prozent mit Männern besetzt, so die 
Auswertung der Initiative FidAR (Frauen in die Aufsichtsräte).59 
Der Männeranteil im Vorstand der 182 umsatzstärksten Unter-
nehmen lag 2025 bei 80 Prozent.60 

Zugespitzt lässt sich also sagen: Wenn es um die wichtigsten 
Positionen geht, dann bleiben Männer gern unter sich. Die All-
bright Stiftung nennt das den «Thomas-Kreislauf»: 2017 gab es 
mehr Vorstandsvorsitzende, die Thomas oder Michael hießen 
(49 Personen), als es insgesamt Frauen gab (46 Personen).61 
Thomas ist nach wie vor der häufigste Name unter deutschen 
Vorständen. Auch hinsichtlich Alter, Herkunft und Ausbildung 
ist die Homogenität weiterhin sehr groß.62

Einer der Gründe dafür, warum Frauen in Spitzenpositionen feh-
len, ist, dass es vor allem Frauen sind, die ihre Lohnarbeit redu-
zieren, um sich der Kindererziehung und/oder der Pflege von 
Angehörigen zu widmen. Laut Statistischem Bundesamt lag die 
Teilzeitquote im Jahr 2024 unter Frauen bei 49 Prozent, wäh-
rend nur zwölf Prozent der Männer in Teilzeit arbeiteten.63 Die 
höhere Teilzeitquote ist auch einer der Gründe für ein niedriges 
Gehalt. Aktuell verdienen Frauen pro Stunde durchschnittlich 
16 Prozent weniger als Männer.64 Dieser Gehaltsunterschied 
wird als Gender Pay Gap bezeichnet. Frauen machen also soge-
nannte Sorgearbeit auf Kosten ihrer Karriere und ihres Gehalts 	
(  Mythos 6).65 Oder anders formuliert: Männer machen Karrie
re auf Kosten von Frauen – aber auch auf Kosten ihrer Kinder, 
ihrer alternden Eltern und damit auf Kosten ihrer sozialen Bezie-
hungen. Der Fokus auf Karriere macht Männer damit einsame 
Spitze (  Mythos 5). 

Doch selbst, wenn Frauen versuchen, «wie Männer» Karriere zu 
machen, stoßen sie auf Hindernisse. Eines davon ist, dass das 
Verhalten von Menschen je nach Geschlecht unterschiedlich 
beurteilt wird. So werden zum Beispiel kurze Elternzeiten bei 
Frauen negativ bewertet, lange ebenfalls. Bei Männern nicht.66 
Manche Männer erschaffen und verteidigen Männerrunden – 
und damit eine Begünstigungsstruktur, die ihnen nützt – ag-
gressiv. In einer Umfrage gaben 40 Prozent der befragten Politi-
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kerinnen an, bereits sexuell belästigt worden zu sein.67 Auch im 
Wissenschaftsbetrieb oder im medizinischen Umfeld müssen 
sich Frauen gegen Sexismus und sexuelle Belästigung weh-
ren.68 In einem stark von Wettkampf und Konkurrenz gepräg-
ten Umfeld wie der Politik und der Wissenschaft übernehmen 
Sexismus und sexuelle Belästigung die Rolle eines Platzanwei-
sers: Männer sind handelnde, kompetente Subjekte, Frauen se-
xuelle Objekte – so die Botschaft. 

Es gibt Frauen, die sich auch in einem männerdominierten Um-
feld durchsetzen können – die Politikerin Alice Weidel (AfD) ist 
hierfür ein anschauliches Beispiel. Es besteht kein Zweifel da
ran, dass Frau Weidel tough ist. Frauen wie sie oder die Influen-
cerin Sophia Thomalla haben beruflich viel in Männerdomänen 
erreicht. Beide haben sich in der Vergangenheit sehr negativ 
und abwertend über Feminismus geäußert. Dieser Antifeminis-
mus ist einer der Gründe dafür, warum sie sich unter antifemi-
nistischen Männern durchsetzen konnten. Sie sind gleichzeitig 
ein anschauliches Beispiel dafür, dass eine Partei, eine Firma 
oder eine Organisation nicht automatisch «feministisch» wird, 
nur weil eine Frau an ihrer Spitze steht. 

Fazit
Beruflicher Erfolg ist nicht nur eine Frage individueller Kom-
petenz und Leistungsbereitschaft. Sondern in erster Linie von 
Begünstigungsstrukturen. Zu diesen Begünstigungsstruktu-
ren gehört, dass Männer aufgrund ihres Geschlechts als der 
«richtige Mann für den Job» gelten, während Frauen erst be-
weisen müssen, ob sie «ihren Mann stehen können». Dazu ge-
hört auch, dass manche Männer sexuelle Belästigung einsetzen 
können, um «unter sich» bleiben zu können. Es ist ein wichtiges 
feministisches Anliegen, diese Begünstigungsstrukturen aufzu-
brechen. Dabei ist nicht nur die Frage zu klären, weshalb es so 
wenige Frauen in Schlüsselpositionen in Politik, Wirtschaft oder 
Wissenschaft gibt, sondern auch zu fragen: Warum tun Männer 
sich das an? Karrieren in Politik, Wissenschaft oder Wirtschaft 
sind oftmals von Konkurrenz und Aggression geprägt. Sie las-
sen keine Zeit für Familie, Freundschaften und Beziehungen. 
Daher machen wir die Welt menschenfreundlicher, wenn wir 
sie frauenfreundlicher machen. 
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10

«WER FÜR FRAUENRECHTE IST, KANN NICHT 
SEXISTISCH SEIN»

«Sie meinen also allen Ernstes, dass man Feminist sein 
muss, um sich für gleiche Rechte für alle Beteiligten einzu-
setzen?! Das halte ich für übertrieben.» 
Wolfgang Kubicki (FDP), Stern, 4. Dezember 2019

Wie wird argumentiert?
Wer sich für Gleichberechtigung und gegen Sexismus ausspre-
che, könne kein Sexist sein! Feministinnen müssten lernen, 
nicht überall Diskriminierung zu sehen, sondern Dinge auch 
mal mit Humor zu nehmen. Nicht jeder Flirt sei gleich Sexismus. 
Sexistisch verhielten sich nur die, die sich für Frauenfeindlich-
keit aussprächen. Rechtsextreme zum Beispiel. 

Was ist dran? 
Sich gegen Sexismus und für Gleichberechtigung zu positionie-
ren ist eine starke soziale Norm. Sogar extrem Rechte behaup-
ten, dass nicht sie, sondern stets die anderen (sprich: Fremde) 
die echten Sexisten seien (  Mythos 2). Daher ist es nachvoll-
ziehbar, dass Menschen sich gegen den Vorwurf wehren, sexis-
tisch gehandelt zu haben. Wir alle wollen ein positives Bild von 
uns selbst erhalten, wir alle haben schlechte Erfahrungen damit 
gemacht, beschämt zu werden, wenn wir Fehler machen. 

Unser Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) ist hierfür ein gutes 
Beispiel: Nach seinem Wahlsieg 2025 besetzte er alle Schlüssel-
positionen wie das Verteidigungs-, Finanz-, Innen- und Außen-
ministerium mit Männern. Auf die Frage, ob diese Besetzungs-
politik darauf schließen lasse, dass der Kanzler kein Vertrauen in 
Frauen habe, antwortete der stellvertretende Regierungsspre-
cher Sebastian Hille, dass Merz nicht sexistisch gehandelt ha-
ben könne, da er eine Frau und Töchter habe.69 

Doch Töchter respektive eine Ehefrau zu haben heißt nicht, 
dass man respektvoll mit Frauen umgehen kann. Bereits im Vor-
feld der Bundestagswahl hatte Merz im Oktober 2024 in einem 
Interview deutlich gemacht, dass er von einer geschlechterpari-
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tätischen Besetzung seines Kabinetts überhaupt nichts hält. Ei-
ne gleichmäßige Verteilung der Posten zwischen Männern und 
Frauen könne zu «krassen Fehlbesetzungen» führen. Als Bei-
spiel hierfür nannte er die ehemalige Verteidigungsministerin 
Christine Lambrecht (SPD), die während ihrer Amtszeit vielfach 
kritisiert wurde, unter anderem für ihre wenig taktvolle Außen-
kommunikation.70 Merz stellte so einen Zusammenhang zwi-
schen dem politischen Scheitern einer Politikerin und Gleich-
stellungsmaßnahmen im Allgemeinen her. Damit bekräftigte 
er das Vorurteil, dass Quotierungen dazu führen würden, dass 
wichtige Ämter mit unfähigen Frauen besetzt würden. 

Doch auch Männer scheitern politisch, und das mitunter spek-
takulär. Im November 2013 versicherte zum Beispiel der damali-
ge Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) im Inter-
view mit der Welt, dass 2015 mit der technischen Umsetzung 
einer Pkw-Maut für ausländische Fahrende begonnen werden 
könne. Im Juni 2015 leitete die EU-Kommission ein förmliches 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland ein, doch 
Dobrindt hielt an seinen Plänen fest. 2019 bestätigte der Euro-
päische Gerichtshof, dass die geplante Maut rechtswidrig ist. 
So entstand ein Schaden von über 200 Millionen Euro. Heute 
ist Dobrindt Innenminister im Kabinett von Friedrich Merz. Der 
ehemalige Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) steht im 
Verdacht, mit dem Kauf von Masken während der Corona-Pan-
demie Steuergelder in Milliardenhöhe verschwendet zu haben. 
Ihm wird vorgeworfen, die Masken zu stark überhöhten Prei-
sen bei CDU-nahen Unternehmen gekauft zu haben. Ein Bericht 
hierüber lag dem Gesundheitsministerium im Januar 2025 vor. 
Im Mai 2025 wurde Spahn CDU-Fraktionsvorsitzender. 

Das politische Scheitern dieser Männer führte Merz – wie viele 
andere – nicht auf deren Geschlecht zurück. Und ihr Scheitern 
wirkte sich auch nicht negativ auf ihre politische Karriere aus – 
dafür sind die Begünstigungsstrukturen zu stabil (  Mythos 9). 
Merz’ Beteuerungen, dass er Gleichberechtigung wichtig fin-
det, nützen nichts, wenn seine politischen Entscheidungen Be-
günstigungsstrukturen für Männer aufrechterhalten. Während 
Frauen in der Politik gegen das Vorurteil ankämpfen müssen, 
aufgrund ihres Geschlechts ungeeignet zu sein, genießen Män-
ner aufgrund ihres Geschlechts eine Art Vertrauensvorschuss.
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Diese verbale Aufgeschlossenheit bei gleichzeitiger Verhaltens-
starre ist keinesfalls eine Eigenheit konservativer oder rechter 
Politiker*innen. Einige Beispiele: 2024 berichtete die taz über 
sexuellen Missbrauch an Jugendlichen in den 1990er-Jahren 
im Umfeld der Berliner Antifa.71 2020 deckte eine NDR-Reporta-
ge auf, dass auf den Dixi-Toiletten beim Festival «Monis Rache» 
wiederholt Kameras installiert worden waren. Die Aufnahmen 
verkaufte der Täter, der politisch links aktiv war, auf Pornoweb-
sites.72 Und auch jenseits gravierender Grenzüberschreitungen 
können viele Linke ein genervtes Lied vom alltäglichen «Ge-
mackere» mancher Genossen singen. Deshalb muss klar ge-
sagt werden: Wer von sich selbst behauptet, Feminismus zu un-
terstützen, gleichzeitig aber zum Beispiel politische Sitzungen 
mit Monologen dominiert und Kritik am eigenen Redeverhal-
ten oder den Vorschlag einer paritätischen Redeliste abbügelt, 
drückt sich vor der feministischen Arbeit. Aber es gibt zu viel zu 
tun, als dass nicht alle mit anpacken müssten.

Fazit 
Die schlechte Nachricht ist: Wenn wir wollen, dass sich etwas 
ändert, müssen wir etwas tun. Sich verbal gegen Diskriminie-
rungen zu positionieren ist ein wichtiger erster Schritt. Doch 
davon, dass wir sagen, dass wir gegen Sexismus, Rassismus, 
Trans- oder Queerfeindlichkeit sind, wird die Welt noch nicht 
gerechter. Wir müssen uns für die und gemeinsam mit den Be-
troffenen für Veränderungen einsetzen. Das geht nur, wenn wir 
einander zuhören, Betroffenen glauben, uns reflektieren, wert-
schätzend diskutieren, uns wohlwollend mit Kritik auseinander-
setzen und anfangen, unser eigenes Verhalten zu ändern. Sind 
wir nicht dazu bereit, unseren Beitrag zu leisten, dann sind un-
sere Bekundungen gegen Diskriminierungen nichts weiter als 
Lippenbekenntnisse. Es ist schwer und es ist unbequem, das 
eigene Verhalten zu ändern. Es gehört dazu, Fehler zu machen. 
Und es ist wichtig, dass wir dabei mit uns selbst und mit an-
deren wertschätzend umgehen. Aber es ist nicht möglich, die 
Welt im Stillstand zu verändern – wir müssen uns in Bewegung 
setzen, um etwas zu bewegen, und zwar alle. Und das ist die 
gute Nachricht: Wir müssen die Welt nicht so akzeptieren, wie 
sie ist – wir können sie gemeinsam verändern. Gehen wir es an! 
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